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B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

des Innen- und Kommunalausschusses

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/2000 -

Vorschaltgesetz zur Durchführung der Gebietsreform 
in Thüringen

Berichterstatter: Abgeordneter Dittes

Beratungen:

Durch Beschluss des Landtags in seiner 47. Plenarsitzung vom 21. April 
2016 ist der Gesetzentwurf an den Innen- und Kommunalausschuss  
- federführend -, an den Haushalts- und Finanzausschuss und den Aus-
schusses für Migration, Justiz und Verbraucherschutz überwiesen wor-
den.

Der federführende Innen- und Kommunalausschuss hat den Gesetzent-
wurf in seiner 24. Sitzung am 21. April 2016, in seiner 26. Sitzung am 
9. Juni 2016, in seiner 27. Sitzung am 9. Juni 2016, in seiner 28. Sitzung 
am 16. Juni 2016 und in seiner 29. Sitzung am 21. Juni 2016 beraten. 
Der Innen- und Kommunalausschuss hat ein schriftliches Anhörungsver-
fahren und in seiner 27. Sitzung am 9. Juni 2016 ein mündliches Anhö-
rungsverfahren zum Gesetzentwurf sowie ein ergänzendes schriftliches 
Anhörungsverfahren bis zum 20. Juni 2016 zu den dazu eingereichten 
Änderungsanträgen durchgeführt.

Der Haushalts- und Finanzausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 
28. Sitzung am 22. Juni 2016 beraten.

Der Ausschuss für Migration, Justiz und Verbraucherschutz hat den Ge-
setzentwurf in seiner 27. Sitzung am 22. Juni 2016 beraten.

Beschlussempfehlung:

A.	 Der Gesetzentwurf wird mit folgenden Änderungen angenommen:

I.	 Artikel 1 wird wie folgt geändert:

1.	 In § 1 Abs. 1 werden nach dem Wort "Aufgaben" die Worte "in ge-
ordneter Haushaltswirtschaft" eingefügt.
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2.	 § 7 erhält folgende Fassung:

"§ 7 
Strukturbegleithilfen

(1) Gemeinden, deren Neugliederung im Jahr 2018 in Kraft tritt, 
können nach Inkrafttreten der Gebiets- und Bestandsänderung 
allgemeine, steuerkraftunabhängige Zuweisungen (Strukturbe-
gleithilfen) erhalten. Die Förderung dient nicht der Sicherstellung 
der angemessenen Finanzausstattung der kommunalen Gebiets-
körperschaften durch das Land im Sinne des Artikels 93 Absatz 1 
Satz 1 der Verfassung des Freistaats Thüringen und ist nicht Be-
standteil der Finanzausgleichsmasse nach § 3 des Thüringer Fi-
nanzausgleichsgesetzes (ThürFAG). Die neu gegliederten Ge-
meinden sind verpflichtet, in der Regel innerhalb von fünf Jahren 
Schulden in mindestens derselben Höhe zu tilgen, in der sie Struk-
turbegleithilfen erhalten haben.

(2) Anspruchsvoraussetzung für Strukturbegleithilfen nach Ab-
satz 1 Satz 1 und 2 ist, dass neu zu gliedernde Gemeinden zum 
31. Dezember 2015 verpflichtet waren, ein Haushaltssicherungs-
konzept gemäß § 53 a ThürKO oder § 4 ThürKDG aufzustellen 
oder fortzuschreiben und in den Jahren 2012, 2013 oder 2014 ei-
nen Fehlbetrag in der Jahresrechnung beziehungsweise einen Fi-
nanzmittelfehlbetrag aufweisen.

(3) Der Fehlbetrag für die Jahre 2012, 2013 und 2014 ergibt sich 
nach § 23 Abs. 2 in Verbindung mit § 87 Nr. 12 der Thüringer Ge-
meindehaushaltsverordnung; der Finanzmittelfehlbetrag für die 
Jahre 2012, 2013 und 2014 nach § 47 Abs. 1 und 2 Satz 2 in Ver-
bindung mit § 3 Abs. 1 Nr. 15 und § 63 Nr. 27 der Thüringer Ge-
meindehaushaltsverordnung-Doppik aus den Finanzrechnungen 
der Gemeinde.

(4) Die Höhe der auszuzahlenden Strukturbegleithilfe ergibt sich 
aus der Summe der Fehlbeträge oder Finanzmittelfehlbeträge aus 
den Jahren 2012, 2013 und 2014 der neu zu gliedernden Gemein-
den. Geht die neu zu gliedernde Gemeinde in unterschiedlichen 
neu gegliederten Gemeinden auf, ist die Strukturbegleithilfe ein-
wohnerbezogen aufzuteilen.

(5) Die Strukturbegleithilfe ist auf die Höhe der jeweiligen Verschul-
dung der neu zu gliedernden Gemeinde nach der Tabelle 'Schul-
den der Gemeinden und Gemeindeverbände am 31. Dezember 
2014 in Thüringen' des Thüringer Landesamtes für Statistik be-
grenzt. Sie beträgt aber höchstens vier Millionen Euro je neu zu 
gliedernder Gemeinde (Höchstbetrag).

(6) Eine Doppelförderung ist ausgeschlossen. Soweit eine Ge-
meinde nach Absatz 1 von Neugliederungen nach diesem Gesetz 
mehrfach betroffen ist, werden die Fehlbeträge oder Finanzmittel-
fehlbeträge dieser Gemeinde nur einmal berücksichtigt.

(7) Die Gewährung der Strukturbegleithilfe erfolgt nach Inkrafttre-
ten des die jeweilige neu zu gliedernde Gemeinde betreffenden 
Gesetzes zur Gebiets- und Bestandsveränderung durch das für 
Kommunalrecht zuständige Ministerium oder eine von ihm durch 
Verwaltungsvorschrift bestimmte Behörde. Die Gewährung erfolgt 
ab dem 1. Januar 2018."



3

Drucksache 6/2344Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode 

3.	 § 8 erhält folgende Fassung:

"§ 8 
Förderung freiwilliger Gemeindeneugliederungen

(1) Gemeinden, die nach § 6 durch Gesetz neu gebildet oder ver-
größert wurden, erhalten allgemeine, steuerkraftunabhängige und 
nicht zweckgebundene Zuweisungen als Neugliederungsprämie. 
Die Förderung dient nicht der Sicherstellung der angemessenen 
Finanzausstattung der kommunalen Gebietskörperschaften durch 
das Land im Sinne des Artikels 93 Absatz 1 Satz 1 der Verfassung 
des Freistaats Thüringen und ist nicht Bestandteil der Finanzaus-
gleichsmasse nach § 3 ThürFAG.

(2) Die Neugliederungsprämie nach Absatz 1 Satz 1 beträgt 100 
Euro pro Einwohner der nach § 6 neu gegliederten Gemeinde, 
maximal eine Million Euro. Die Auszahlung erfolgt spätestens drei 
Monate nach Inkrafttreten der Gebiets- und Bestandsänderung an 
die neu gegliederte Gemeinde in einem Betrag. Für die Berech-
nung der Zuweisung ist die vom Thüringer Landesamt für Statis-
tik festgestellte Einwohnerzahl zum 31. Dezember des dem Jahr 
des Inkrafttretens der Neugliederung vorvergangenen Jahres maß-
geblich, soweit im Neugliederungsgesetz keine abweichende Re-
gelung getroffen wird.

(3) Die nochmalige Förderung einer im Sinne des Absatzes 1 neu 
gebildeten oder vergrößerten Gemeinde ist ausgeschlossen.

(4) Die Gewährung der Förderung nach Absatz 1 erfolgt durch 
das für Kommunalrecht zuständige Ministerium. Dieses kann die 
Zuständigkeit für die Gewährung auf eine andere Behörde durch 
Verwaltungsvorschrift übertragen."

4.	 Nach § 8 wird folgender § 8 a eingefügt:

"§ 8 a 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln des Landes

(1) Für die Finanzierung der Strukturbegleitbeihilfen nach § 7 und 
der Neugliederungsprämien zur Förderung freiwilliger Gemein-
deneugliederungen nach § 8 werden mindestens 155 Millionen 
Euro bereitgestellt.

(2) Soweit ein Teil der nach Absatz 1 bereitgestellten Haushalts-
mittel nicht entsprechend den dort genannten Zielen eingesetzt 
worden ist, sind diese ab dem Haushaltsjahr 2018 zum Ausgleich 
besonderer Belastungen der kommunalen Gebietskörperschaften 
im Zuge der Gebietsreform zu verwenden. Die Verteilung der Mit-
tel einschließlich des Verfahrens regelt das für Kommunalrecht zu-
ständige Ministerium im Einvernehmen mit dem für Finanzen zu-
ständigen Ministerium durch eine Richtlinie."
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II.	 Artikel 2 wird wie folgt geändert:

1.	 Nummer 2 erhält folgende Fassung:

"2.	§ 9 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 5 Satz 4 wird der Verweis '§ 19 Abs. 4' durch den 
Verweis '§ 19 Abs. 6' ersetzt.

b)	 Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt:

'(6) Wird durch einen Zusammenschluss von Gemeinden 
eine neue Gemeinde gebildet, ist innerhalb von sechs Mo-
naten nach Wirksamwerden der Gemeindeneubildung die 
Wahl der Gemeinderatsmitglieder und des Bürgermeisters 
durchzuführen. Die zuständige Rechtsaufsichtsbehörde be-
stimmt den Termin für die durchzuführenden Wahlen nach 
Satz 1. Vom Wirksamwerden der Gemeindeneubildung bis 
zur Wahl der neuen Gemeinderatsmitglieder setzt sich der 
Gemeinderat der neu gebildeten Gemeinde aus den Ge-
meinderatsmitgliedern der Gemeinderäte der aufgelösten 
Gemeinden zusammen. Zur Wahrnehmung der Funktion 
des Bürgermeisters für den Zeitraum vom Wirksamwerden 
der Gemeindeneubildung bis zur Wahl des Bürgermeisters 
der neu gebildeten Gemeinde bestellt die Rechtsaufsichts-
behörde einen Beauftragten. Der Beauftragte leitet die Vor-
bereitung und Durchführung der Wahlen nach Satz 1, sofern 
er nicht nach den Bestimmungen des Thüringer Kommu-
nalwahlgesetzes verhindert ist. Im Fall der Verhinderung 
wird durch die Rechtsaufsichtsbehörde die Bestellung auf-
gehoben und ein neuer Beauftragter bestellt. Im Übrigen 
bleiben die Bestimmungen des Thüringer Kommunalwahl-
gesetzes unberührt.'"

2.	 Nummer 4 erhält folgende Fassung:

"4.	Nach § 23 Abs. 3 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

'Wird eine Gemeinde durch Zusammenschluss von Gemein-
den neu gebildet oder durch Eingliederung von Gemeinden 
vergrößert, kann in der Hauptsatzung bestimmt werden, dass 
die Zahl der nach Satz 1 zu wählenden Gemeinderatsmitglie-
der bis zum Ende der nächsten auf die allgemeinen Kommu-
nalwahlen folgende gesetzliche Amtszeit des Gemeinderats 
um eine gerade Zahl erhöht wird.'"

3.	 Nummer 5 wird wie folgt geändert:

a)	 § 45 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Absatz 3 Satz 4 werden die Worte "Werden weniger 
Wahlvorschläge eingereicht oder zugelassen" durch die 
Worte "Werden weniger Bewerber zugelassen" ersetzt.

bb)	 In Absatz 6 wird Satz 6 durch folgende Sätze ersetzt:

"Sofern der Gemeinderat keine abweichende Festset-
zung beschließt, entspricht ab Beginn des Haushaltsjah-
res 2017 die Höhe dieser finanziellen Mittel fünf Euro je 



5

Drucksache 6/2344Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode 

Einwohner im Ortsteil mit Ortsteilverfassung zum 31. De-
zember des jeweiligen Haushaltsvorvorjahres. Ab Beginn 
des Haushaltsjahres 2018 verändert sich der in Satz 6 ge-
nannte Betrag jährlich nach Maßgabe der im Gesetz- und 
Verordnungsblatt des Freistaats Thüringen veröffentlich-
ten Preisentwicklungsrate nach § 26 Abs. 3 des Gesetzes 
über die Rechtsverhältnisse der Abgeordneten des Thü-
ringer Landtags (Thüringer Abgeordnetengesetz - Thür-
AbgG -) vom 9. März 1995 in der jeweils geltenden Fas-
sung; es ist auf den zum Zeitpunkt des Beschlusses über 
die Haushaltssatzung aktuellsten im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für den Freistaat Thüringen veröffentlichten 
Wert abzustellen."

cc)	 Absatz 8 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

"Abweichend von § 2 Abs. 1 Satz 2 der Thüringer Verord-
nung über die Aufwandsentschädigung der ehrenamtlichen 
kommunalen Wahlbeamten auf Zeit (ThürAufEVO) darf 
die Aufwandsentschädigung für den Ortsteilbürgermeister 
für die Dauer der laufenden Amtszeit des Gemeinderats 
bis zum monatlichen Höchstbetrag festgesetzt werden."

dd)	 Folgender Absatz 9 wird angefügt: 

"(9) Im Falle der freiwilligen Bildung oder Eingliederung ei-
ner Gemeinde können die Gemeinden beantragen, dass 
Absatz 8 mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nicht 
zur Anwendung kommen soll; eine entsprechende Rege-
lung erfolgt im Neugliederungsgesetz. Im Neugliederungs-
gesetz wird ebenfalls die Frist zur Anpassung des Orts-
rechts geregelt."

b)	 § 45 a wird wie folgt geändert:

aa)	 In Absatz 3 Satz 4 werden die Wörter "Werden weniger 
Wahlvorschläge eingereicht oder zugelassen" durch die 
Wörter "Werden weniger Bewerber zugelassen" ersetzt.

bb)	 Absatz 9 Satz 2 wird durch folgende Sätze ersetzt:

"Sofern der Gemeinderat keine abweichende Festset-
zung beschließt, entspricht ab Beginn des Haushaltsjah-
res 2017 die Höhe dieser finanziellen Mittel fünf Euro je 
Einwohner in der Ortschaft zum 31. Dezember des jewei-
ligen Haushaltsvorvorjahres. Ab Beginn des Haushalts-
jahres 2018 verändert sich der in Satz 2 genannte Betrag 
jährlich nach Maßgabe der im Gesetz- und Verordnungs-
blatt des Freistaats Thüringen veröffentlichten Preisent-
wicklungsrate nach § 26 Abs. 3 ThürAbgG in der jeweils 
geltenden Fassung; es ist auf den zum Zeitpunkt des Be-
schlusses über die Haushaltssatzung aktuellsten im Ge-
setz- und Verordnungsblatt für den Freistaat Thüringen 
veröffentlichten Wert abzustellen."

cc)	 Absatz 11 Satz 4 erhält folgende Fassung:

"Abweichend von § 2 Abs. 1 Satz 2 ThürAufEVO darf die 
Aufwandsentschädigung für den Ortschaftsbürgermeister 
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für die Dauer der laufenden Amtszeit des Gemeinderats 
bis zum monatlichen Höchstbetrag festgesetzt werden."

dd)	 Folgende Absätze werden angefügt:

"(12) Im Falle der freiwilligen Bildung oder Erweiterung ei-
ner Landgemeinde können die Gemeinden beantragen, 
dass Absatz 11 mit Wirksamwerden der Bestandsände-
rung nicht zur Anwendung kommen soll; eine entsprechen-
de Regelung erfolgt im Neugliederungsgesetz. Im Neu-
gliederungsgesetz wird ebenfalls die Frist zur Anpassung 
des Ortsrechts geregelt.

(13) Freiwillig gebildete oder erweiterte Landgemeinden 
mit mehr als 10.000 Einwohnern, deren Ortschaften min-
destens 1.000 Einwohner haben, können innerhalb eines 
Jahres nach Wirksamwerden der Bestandsänderung in der 
Hauptsatzung bestimmen, dass bis zum Ende der nächs-
ten auf die allgemeinen Kommunalwahlen folgenden ge-
setzlichen Amtszeit des Gemeinderats,
a)	 der Ortschaftsrat auch über die Angelegenheiten des 

Absatzes 7 Nr. 5, 8 bis 11 und 13 entscheidet,
b)	 der Gemeinderat über die Angelegenheiten des Absat-

zes 7 Nr. 1, 2, und 6 im Einvernehmen mit dem Ort-
schaftsrat entscheidet,

c)	 die Landgemeinde den Ortschaften zusätzlich zu den 
finanziellen Mitteln nach Absatz 9 einen Anteil am Auf-
kommen der Grundsteuer A, B und der Gewerbesteuer 
zur Verfügung stellt. Der Anteil bemisst sich in einem 
zu bestimmenden Vomhundertsatz an dem Steuerauf-
kommen dieser Steuerarten, das der jeweiligen Ort-
schaft nach der im jeweiligen Haushaltsjahr geltenden 
Fassung des Grundsteuergesetzes und des Gewerbe-
steuergesetzes ohne die Bildung der neuen Gemein-
destruktur zustehen würde.

Den Beschluss über die Hauptsatzungsregelung nach 
Satz 1 hat der Gemeinderat den Bürgern zur Entscheidung 
in geheimer Abstimmung vorzulegen. Die Bestimmungen 
über die Durchführung des Bürgerentscheids gelten ent-
sprechend. § 5 Abs. 1 des Thüringer Gebietsreform-Vor-
schaltgesetzes bleibt unberührt."

B.	 Der Landtagspräsident wird ermächtigt, die sich aus der Annahme 
der vorstehenden Änderungen gegebenenfalls ergebenden Folge-
änderungen bei der Ausfertigung und Verkündung des Gesetzes zu 
berücksichtigen und dabei etwaige Unstimmigkeiten zu beseitigen.

Dittes 
Vorsitzender
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